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Vorwort

Nach den beiden Auflagen 1987 und 1994, erschienen im selben Verlag unter dem Titel 
Berufsunfähigkeitsversicherung – Eine vergleichende Darstellung der privaten Berufs-
unfähigkeitsversicherung und der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung –, liegt dieser dritten aktuellen Darstellung eine mitt-
lerweile 30-jährige Verlaufsbeobachtung und Begleitung der privaten Berufsunfähigkeits-
versicherung zugrunde.

Nachdem die erste Auflage 1987 in einer – unter Nutzung von Gemeinsamkeiten und 
Unterschiedlichkeiten – vergleichenden Darstellung mit der gesetzlichen Berufs- und 
Erwerbsunfähigkeitsversicherung nach der Reichsversicherungsordnung (RVO, für die 
Arbeiter), dem Angestelltenversicherungsgesetz (AVG, für die Angestellten) und dem 
Reichsknappschaftsgesetz (RKG, für die Bergleute) erstmals überhaupt eine zusam-
menhängende und umfassende Beschreibung der seinerzeit noch jungen privaten Be-
rufsunfähigkeitsversicherung, zu der auch kaum veröffentlichte Rechtsprechung exis-
tierte, in Buchform bewerkstelligt hatte, konnte für die zweite Auflage 1994 bereits auf 
eine reichhaltig angelaufene und veröffentlichte Rechtsprechung der Zivilgerichtsbarkeit 
zurückgegriffen werden; die Gestalt der vergleichenden Darstellung mit der gesetzlichen 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung, welche mittlerweile im SGB VI für die 
Zweige der gesetzlichen Rentenversicherung zusammengefasst war, wurde beibehal-
ten, wobei allerdings die Anleihen bei jener bereits sehr reduziert ausfielen.

In den mehr als 20 Jahren seither ist die private Berufsunfähigkeitsversicherung end-
gültig „erwachsen geworden“ und kann auf einen gewachsenen und ständig weiter an-
wachsenden Bestand veröffentlichter Zivilgerichtsrechtsprechung immensen Ausmaßes 
verweisen, was dadurch zusätzlich beträchtlich gefördert ist, dass an die Seite der Pa-
pierveröffentlichungen die elektronischen Urteilssammlungen getreten sind.

Auch die Literatur zur privaten Berufsunfähigkeitsversicherung ist sehr vielfältig und 
reichhaltig geworden; diese Darstellung muss sich insoweit auf die Berücksichtigung 
der Kommentar-Literatur beschränken. Eine vergleichende Auseinandersetzung etwa 
mit der imposanten Monografie des Kollegen Kai-Jochen Neuhaus zur „Berufsunfähig-
keitsversicherung“ – in ihrer dritten Auflage mit einem Textumfang von gut 1.000 Seiten 
ausgestattet – müsste, um ihr als in sich geschlossenes Gesamtwerk überhaupt gerecht 
werden zu können, einer möglichen Folgeauflage vorbehalten bleiben.

Für diese Darstellung braucht die private Berufsunfähigkeitsversicherung keine verglei-
chenden Anleihen mehr aus der gesetzlichen Rentenversicherung, welche im Übrigen 
durch das Rentenreformgesetz 2000 als geeignetes Vergleichsmedium längst entfallen 
ist, namentlich durch die Streichung des Berufsschutzes.

Weil es sich mithin bei dieser Darstellung um keine vergleichende Betrachtung mit der 
gesetzlichen Rentenversicherung mehr handelt, erscheint sie auch nicht als 3. Auflage 
des ursprünglichen Werks, sondern als die 1. Auflage eines neuen, das allein noch die 
private Berufsunfähigkeitsversicherung zum Gegenstand hat.
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Seit der 2. Auflage 1994 wurde die Deregulierung des deutschen Versicherungsmarkts 
vollzogen und wurde das VVG 2008 in Kraft gesetzt. Die private Berufsunfähigkeitsversi-
cherung hat darin erstmalig gesetzliche Regelungen erfahren (§§ 172–177 VVG).

Als eine wesentliche Entwicklung in der Praxis der privaten Berufsunfähigkeitsversiche-
rung ist hervorzuheben, dass in den neueren marktüblichen Bedingungen die Versicherer 
zunehmend auf die Möglichkeit einer abstrakten Verweisung verzichten. Im VVG 2008 
ist dieser Tendenz Rechnung getragen. In § 172 Abs. 2 VVG, der die Grundordnungs-
elemente des Versicherungsfalls benennt, ist das Fehlen von Verweisbarkeit des Ver-
sicherten nicht als Wesensmerkmal von Berufsunfähigkeit erwähnt; nach § 172 Abs. 3 
VVG 2008 kann es als weitere Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers 
vereinbart werden. Das Fehlen konkreter Verweisbarkeit als vereinbarte Leistungsfall-
voraussetzung ist auch in den neueren Bedingungen Standard; das Erfordernis eines 
Fehlens abstrakter Verweisbarkeit kann zusätzlich vereinbart werden.

Die selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung ist in dieser Arbeit als BV bezeichnet, 
die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung als BUZ; mit BUV sind in dieser Arbeit BV 
und BUZ gleichermaßen gemeint.

Es gibt keine amtlichen Musterbedingungen mehr zur privaten Berufsunfähigkeitsver-
sicherung (ehemals MB-BV, MB-BUZ, in dieser Arbeit zusammenfassend beide glei-
chermaßen meinend: MV-BUV), stattdessen nur mehr Musterbedingungen durch den 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) im Sinne von 
Bedingungsempfehlungen (MB-GDV).

Unternehmensbedingungen sind in dieser Arbeit als BB-BUV (zusammenfassend die 
selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung und die Berufsunfähigkeits-Zusatzversi-
cherung gleichermaßen meinend), BB-BUZ (für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche-
rung) und als BB-BV (für die selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung) bezeichnet.

Diese Darstellung arbeitet mit den GDV-Musterbedingungen Stand 15.09.2016 zur – 
selbstständigen – Berufsunfähigkeitsversicherung (MB-GDV_BV), die im Anhang zu die-
ser Arbeit vollständig abgedruckt sind.

Die GDV-Musterbedingungen für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung (MB-GDV_
BUZ) sind ebenfalls Stand 15.09.2016 und in den in dieser Darstellung besprochenen 
Hinsichten inhaltsgleich.

Soweit in dieser Arbeit die Abkürzung MB-GDV_BUV verwandt ist, sind zusammenfas-
send die MB-GDV_BV und die MB-GDV_BUZ gleichermaßen gemeint. In beide Bedin-
gungswerke sind die Vorgaben des VVG 2008 aufgenommen.

Die GDV-Musterbedingungen zur selbstständigen Berufsunfähigkeitsversicherung und 
zur Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung sind in jeweils aktueller Fassung in die 
Homepage des GDV (Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 
GDV) eingestellt.
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Mit Rücksicht auf die ständige Wandlungsfähigkeit und die vergleichsweise Schnellle-
bigkeit sowie der Unverbindlichkeit von Verbandsbedingungen und deren Urheberschaft 
durch den GDV als Interessenverband der deutschen Versicherungsunternehmen, also 
nur einer von zwei Vertragsseiten, werden für diese Darstellung in erster Linie die ge-
setzlichen Regelungen zugrunde gelegt sowie die in der höchst- und obergerichtlichen 
Rechtsprechung über die Jahrzehnte entwickelten Grundsätze.

Der BGH kreiert keine Grundsätze zur privaten Berufsunfähigkeitsversicherung, sondern 
er legt mit seinen Entscheidungen und Entscheidungsgründen das bestehende, stimmi-
ge Rechtssystem dieser Versicherungsart in dessen immanenten Grundsätzen offen, 
stets darauf bedacht, mit seinen Entscheidungen schlüssig innerhalb dieses Systems zu 
bleiben. Die Oberlandesgerichte tragen mit ihren zahlreichen und reichhaltigen Entschei-
dungen zu dieser Systemerschließung – verdichtend und vertiefend – bei. Aus dieser 
veröffentlichten Rechtsprechung des BGH und der Oberlandesgerichte heraus – und mit 
ihr in allen Hinsichten konform – ist diese Darstellung entwickelt worden, unter Nutzung 
grundsätzlich aller Äußerungen in den veröffentlichten Urteilen zu den hier behandelten 
Fragestellungen, ohne Beschränkung auf die entscheidungstragenden Gründe. Denn 
wer sich soweit als möglich auf dem Boden rechtskräftiger Rechtsprechungen bewegt, 
bewegt sich auf vergleichsweise sicherstem Boden.

Hinweise auf die Kommentar-Literatur, grundsätzlich in den Fußnoten, eröffnen zusätz-
liche Vertiefungsmöglichkeiten und dokumentieren ebenso das inhaltliche Einvernehmen 
dieser namhaften Kommentatoren mit der Rechtsprechung. Auch Literatur-Streitstände 
sind in diesem Bereich so gut wie nicht anzutreffen. Es regieren Systemstimmigkeit und 
Praxisnähe, was der herausragenden Bedeutung dieser Materie, gerade auch für den 
einzelnen Betroffenen, am verantwortungsvollsten und besten gerecht wird.

Der Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, ist in seiner 29. Auflage 2015 berück-
sichtigt, das Versicherungsrechts-Handbuch von Prof. Dr. Roland Michael Beckmann 
und Prof. Dr. Annemarie Matusche-Beckmann (Hrsg.), in ihm die private Berufsunfä-
higkeitsversicherung kommentiert von Prof. Dr. Roland Rixecker, in seiner 3. Auflage 
2015, der Benkel/Hirschberg, Lebens- und Berufsunfähigkeitsversicherung, in dessen 
2. Auflage 2011 sowie der Münchener Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, 
herausgegeben von Dr. Theo Langheid und Prof. Dr. Manfred Wandt, darin die private 
Berufsunfähigkeitsversicherung kommentiert durch Professor Dr. Heinrich Dörner, in sei-
ner 1. Auflage 2011.

Im Zentrum der Darstellung stehen der Versicherungsfall Berufsunfähigkeit, die Erklä-
rung des Versicherers über seine Leistungspflicht und die Nachprüfung anerkannter 
Berufsunfähigkeit sowie jeweils Fragen der Darlegungs- und Beweisbelastung. Das 
Recht der Obliegenheiten wird in dieser Arbeit nicht gesondert behandelt; insoweit sowie 
wegen weiterer spezieller Fragestellungen, soweit sie in dieser Arbeit jedenfalls nicht 
vertieft werden, wird auf die Bearbeitungen namentlich in den vorgenannten Werken 
hingewiesen.
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Für den Versicherungsfall der „Berufsunfähigkeit wegen Pflegebedürftigkeit“ wird hinge-
wiesen auf die betreffenden Regelungen in § 2 MB-GDV_BV1 und auf die betreffenden 
Kommentierungen2.

Besonders ein sehr dezidiertes Inhaltsverzeichnis soll das rasche Auffinden spezieller 
Fragestellungen und deren Einordnung im Gesamtkontext erleichtern, ergänzend dazu 
das Sachregister.

Die §§ 172–177 VVG sind im Kapitel A.I abgedruckt.

Dr. Thomas Richter

Hamburg, im März 2017

1 Abgedruckt im Anhang zu dieser Arbeit.

2 Etwa Prölss/Martin-Lücke 100 BU § 2 Rn. 122–130.
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Die rechtlichen Grundlagen der privaten BUV

A  Grundlegungen zur Versicherungsart

A.I  Die rechtlichen Grundlagen der privaten BUV

Die private Berufsunfähigkeitsversicherung ist in der Praxis seit jeher durch Versiche-
rungsbedingungen ausgestaltet. Zeitlich bis zur Deregulierung im Jahre 1994, mit wel-
cher jedwede aufsichtsamtliche Vorabgenehmigung der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen und der Tarife abgeschafft wurde, hatten die Versicherungsbedingungen der 
Unternehmen (BB-BUV) den amtlichen Musterbedingungen (MB-BUZ: Musterbedingun-
gen für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, MB-BV: Musterbedingungen für die 
selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung, in dieser Arbeit zusammenfassend bei-
de gleichermaßen meinend: MV-BUV) zu entsprechen, um vom vormaligen Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungswesen für die Verwendung im Rechtsverkehr genehmigt 
werden zu können1.

Zu diesen Bedingungswerken der Versicherer nach Maßgabe der amtlichen Musterbe-
dingungen haben BGH und Oberlandesgerichte über die Jahrzehnte Grundsätze defi-
niert und immer weiter ausdifferenziert, die unverändert Aktualität und Geltung bean-
spruchen.

Es handelte und handelt sich bei der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung also zu-
gleich um Bedingungsrecht und Rechtsprechungsrecht.

Und außerdem handelt es sich mittlerweile auch um Gesetzesrecht.

Bei seiner Erstkodifizierung der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung im VVG 2008 
hat der Gesetzgeber allerdings von Detail-Festschreibungen bewusst abgesehen, um 
die zu erwartenden weiteren Entwicklungen und Ausdifferenzierungen in den Produktent-
wicklungen des Versicherungsmarkts2 sowie in der Rechtsprechung nicht zu behindern 
und einzuschränken3. In den Merkmalen des Versicherungsfalls Berufsunfähigkeit haben 
die gesetzlichen Regelungen keine Abweichungen von der bis zu ihrem Inkrafttreten be-
stehenden Bedingungslage und der Rechtsprechung vorgenommen, sondern haben den 
bis dahin erreichten Entwicklungsstand aufgenommen und übernommen4.

In den §§ 172–177 VVG sind im Wesentlichen die Grundstrukturen der privaten Berufsun-
fähigkeitsversicherung geregelt [Regelungen über den Versicherungsfall Berufsunfähig-
keit (§ 172 VVG), Notwendigkeit einer Erklärung des Versicherers über die Leistungspflicht 
(§ 173 VVG) sowie Voraussetzungen und Grenzen einer Nachprüfung (§ 174 VVG)]5.

In § 175 VVG ist bestimmt, dass von den §§ 173 und 174 nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers abgewichen werden kann.

1 Zur Entwicklung s. eingehend Benkel/Hirschberg, BUZ 2008 Vorb. Rn. 1–11 (unter „I. Rechtsentwicklung“).

2 Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 5.

3 S. auch MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 2 und § 172 Rn. 3.

4 Prölss/Martin-Lücke 10 VVG § 172 Rz. 37.

5 Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 2 und Rn. 5; MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 2: „ledig-
lich einige wenige Rahmenbedingungen“.
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Mit Ausnahme von § 173 und § 174, die nach § 175 VVG als halbzwingend ausgestaltet 
sind6, sind die Regelungen des VVG über die Berufs unfähigkeitsversicherung (§§ 172–
177 VVG) dispositiv. Sie haben die Funktion eines gesetzlichen Leitbildes im Sinne von 
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB7.

Berufsunfähigkeitsversicherungsverträge sind in AVB (BB-BUV) geregelt, woran das 
VVG 2008 nichts geändert hat.

In der essentiellen Grundausrichtung der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung hat 
die Deregulierung keine allgemein richtungsändernden Neuerungen erbracht. Das „Dau-
ermoment“ etwa wurde auf breiter Front von Unternehmen zugunsten der VN/Versicher-
ten durch eine Sechs-Monate-Prognose ersetzt und es gibt – im Einklang mit § 172 
Abs. 3 VVG – sowohl Tarife, die die Möglichkeit der abstrakten Verweisbarkeit in den 
Unternehmensbedingungen weiterhin vorsehen, sowie solche, die dies nicht tun. Durch 
Regelungsvariationen – nicht in den eigentlichen Kernmerkmalen des Versicherungsfalls 
– ist die Produktvielfalt erhöht worden8. In den Essentialia des Versicherungsfalls Berufs-
unfähigkeit indes hat sich gegenüber den früheren amtlichen Musterbedingungen nichts 
geändert9; sie sind in § 172 VVG als Rahmen vorgegeben.

An die Stelle der amtlichen Musterbedingen sind unverbindliche Musterbedingungen im 
Sinne von Bedingungsempfehlungen durch den Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft e.V. (GDV) getreten (MB-GDV)10.

Diese Darstellung berücksichtigt die GDV-Fassung Stand 15.09.2016 zur – selbststän-
digen – Berufsunfähigkeitsversicherung (MB-GDV_BV), in welche die Vorgaben des 
VVG 2008 aufgenommen sind11. Die GDV-Musterbedingungen zur Berufsunfähigkeits-
Zusatzversicherung sind ebenfalls Stand 15.09.2016 und in den in dieser Darstellung 
besprochenen Hinsichten inhaltsgleich. Die MB-GDV_BV sind im Anhang zu dieser Ar-
beit vollständig abgedruckt.

In den Kernfragen des Versicherungsfalls haben die neueren GDV-Fassungen, soweit es 
um die in dieser Arbeit angesprochene Hinsicht geht, gegenüber zeitlich vorausgegan-
genen GDV-Fassungen nichts wesentlich verändert, schon gar nicht im Widerspruch zur 
herrschenden Rechtsprechung.

6 S. auch MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 2.

7 S. im Einzelnen Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 5–7.

8 Beispiele bei Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 4.

9 Bildhaft und der Sache nach zutreffend Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 4 zu den unterschied-
lichen Bedingungswerken auf dem deutschen Versicherungsmarkt: Deren Landschaft sei bunter geworden, 
ohne allerdings konzeptionell revolutionär Neues zu gebären und die gewachsenen Strukturen des Produkts 
Berufsunfähigkeitsversicherung aufzugeben. Vgl. auch MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 2: „lediglich einige 
wenige Rahmenbedingungen“.

10 Eingehender zu Ihnen MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 9.

11 Die gängigen Kommentierungen zur Berufsunfähigkeitsversicherung arbeiten teils noch mit älteren Bedingun-
gen, so Prölss/Martin-Lücke – s. dort 100 BU Vor § 1 Rn. 1 – mit GDV-Musterbedingungen Stand 28.12.2007; 
in dem Kommentar von Benkel/Hirschberg – s. dort BUZ 2008 § 1 Rn. 17 – ist eine Fassung vom 02.05.2008 
zugrunde gelegt, in der Kommentierung von Dörner eine Fassung Stand 31.07.2008, s. MünchKomm.-Dörner, 
Vor § 172 Rn. 9.
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Allerdings verschiebt sich in den jüngeren Fassungen der MB-GDV für die teilweise Be-
rufsunfähigkeit die Leistungsgrenze zum Nachteil der VN/Versicherten graduell: Heißt 
es in § 2 Abs. 2 der älteren GDV-Musterbedingungen insoweit noch, dass teilweise Be-
rufsunfähigkeit vorliegt, wenn die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen „nur in einem 
bestimmten Grad“ voraussichtlich dauernd erfüllt sind, verlangt § 2 Abs. 1 der jüngeren 
Fassungen, dass der VN/Versicherte seinen Hauptberuf „nicht mehr zu mindestens … % 
ausüben kann“. Bei Zugrundelegung der in den deutschen Bedingungen nach wie vor 
völlig üblichen %-Zahl von 50 %12 reicht es nach den älteren Fassungen demnach aus, 
dass die berufliche Leistungsfähigkeit um bzw. auf 50 % herabgesunken ist – was auch 
den damaligen amtlichen Musterbedingungen entspricht –; nach dem Wortlaut der jün-
geren GDV-Musterbedingungen muss sie auf weniger als 50 % herabgesunken sein. 
§ 172 Abs. 2 VVG lässt beide Bedingungsfassungen zu.

Angemerkt sei in diesem Kontext, dass in den jüngeren GDV-Musterbedingungen in-
soweit eine Unstimmigkeit in der Regelung der beiden Leistungsfälle voraussichtlich 
dauernder Berufsunfähigkeit einerseits und unwiderleglich als dauerhaft vermuteter Be-
rufsunfähigkeit andererseits vorzuliegen scheint: Betreffend den Versicherungsfall un-
widerleglich als dauerhaft vermuteter Berufsunfähigkeit lässt dort § 2 Abs. 2 MB-GDV 
ausreichen, dass der VN/Versicherte zur Ausübung des Hauptberufs „zu mindestens 
50 % außerstande gewesen“ sein muss, was wiederum ein Herabsinken der beruflichen 
Leistungsfähigkeit um bzw. auf 50 % ausreichen lässt.

Weil der für das Unterschreiten der Leistungsgrenze erforderliche und  ausreichende Grad 
von bedingungsgemäßer Berufsunfähigkeit (Leistungsgrenze) im VVG nicht vorgegeben 
ist und die GDV-Musterbedingungen ihn offenlassen und im Übrigen nur Empfehlungs-
charakter haben, ist letztendlich maßgeblich die Regelung durch die Versicherungsbe-
dingungen des Versicherers13.

In der Praxis und in der veröffentlichten Rechtsprechung herrscht – jedenfalls noch – die 
Regelung vor14, wonach die berufliche Leistungsfähigkeit um bzw. auf 50 % gegenüber 
den zuletzt gesunden Tagen herabgesunken sein muss.

Diese Leistungsgrenze von 50 % wird für diese Darstellung zugrunde gelegt.

Der Versicherungsfall Berufsunfähigkeit ist in allen seinen Merkmalen durch Versiche-
rungsbedingungen geregelt.

Angesichts der bestehenden Bedingungsvielfalt sowie der zu erwartenden weiteren Be-
dingungsentwicklungen ist Rixecker darin zuzustimmen, dass eine zusammenhängende 
Darstellung des Rechts der Berufsunfähigkeitsversicherung nur die Darstellung seiner 
typischen Grundstrukturen sein kann15.

12 Benkel/Hirschberg, BUZ 2008 Vorb. Rn. 10 („50 %-Regelung“).

13 Prölss/Martin-Lücke VVG 10 VVG § 172 Rz. 48 und 100 BU § 2 Rn. 94

14 Prölss/Martin-Lücke VVG 10 VVG § 172 Rz. 48.

15 Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 4.
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Der Versicherungsfall unwiderleglich als dauerhaft vermuteter Berufsunfähigkeit bei 
Fortdauer eines ununterbrochenen Zustands von Berufsunfähigkeit über sechs Mona-
te hinaus hat in § 172 VVG 2008 keine gesonderte Regelung erfahren. Seine versi-
cherungsvertragliche Vereinbarung ist durch diese Gesetzesregelung aber auch nicht 
ausgeschlossen. In den MB-GDV ist diese Leistungsfallvariante geregelt. Weil sie in der 
Praxis regelmäßig vereinbart ist und auch weiterhin regelmäßig vereinbart wird, ist sie 
auch Gegenstand in dieser Darstellung.

Soweit in den aktuellen MB-GDV auf Bedingungsmöglichkeiten hingewiesen ist, mit de-
nen Anforderungen der Rechtsprechung in Bedingungsgestalt sollen konkretisiert wer-
den können, bzw. auf sie hingewiesen werden kann, wird darauf in dieser Darstellung 
nicht gesondert – referierend und kommentierend – eingegangen; dargestellt und be-
sprochen wird die betreffende Rechtsprechung. So soll zum subjektiven Verweisungs-
merkmal „bisherige Lebensstellung entspricht“ in der Hinsicht Einkommensvergleich der 
Zusatz in Unternehmensbedingungen möglich sein: „Die höchstrichterliche Rechtspre-
chung geht zurzeit davon aus, dass im Regelfall eine Minderung der Vergütung in Höhe 
von bis zu 20 % noch zumutbar ist.“16

In Anbetracht der ständigen Wandlungsfähigkeit und vergleichsweisen Schnelllebigkeit 
sowie der Unverbindlichkeit von Verbandsbedingungen werden für diese Darstellung in 
erster Linie die gesetzlichen Regelungen zugrunde gelegt sowie die in der höchst- und 
obergerichtlichen Rechtsprechung über die Jahrzehnte entwickelten Grundsätze.

Der BGH leuchtet nicht bezugslos nach- und nebeneinander einzelne Fragestellungen 
zur privaten Berufsunfähigkeitsversicherung jeweils für sich genommen aus, sondern er 
bewegt sich stimmig innerhalb eines von ihm für diese Versicherungsart erkannten und 
vertretenen Gesamt-Systems, welches er ständig weiter ausdifferenziert. Die Urteile der 
Oberlandesgerichte fügen sich diesem System grundsätzlich ebenfalls ein. Im Zentrum 
dieses Systems steht ein Versicherungsverhältnis, das für den VN und für den Versicher-
ten existentiell wichtig ist, das zwischen den Vertragsparteien auf lange Dauer angelegt 
ist und das deswegen wechselseitig den Grundsätzen von Treu und Glauben im be-
sonders hohen Maße unterliegt. Angesichts zumal des regelmäßig deutlich überlegenen 
Wissens des – spezialisierten – Versicherers im Vergleich zum VN/Versicherten mit des-
sen individuellem Einzelfall legt der BGH besonderen Wert darauf, dass der Versicherer 
dem VN stets „reinen Wein einschenkt“; seine Informationen an den VN zur Prüfung des 
Leistungsfalls müssen auf aktuellstem Niveau zutreffend und vollständig sein.

Die Rechtsprechung zur privaten Berufsunfähigkeitsversicherung aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten der VVG-Reform gilt fort17.

Die §§ 1–73 VVG als Regelungen für alle Versicherungszweige gelten auch für die priva-
te Berufsunfähigkeitsversicherung.

16 In dem Fall BGH Urteil v. 08.02.2012 – IV ZR 287/10 – VersR 2012, 427 = r+s 2012, 193 war in den BB-BUV 
versicherungsvertraglich geregelt gewesen, dass es für den VN/Versicherten unzumutbar sei, wenn das jähr-
liche Einkommen aus einer Vergleichstätigkeit 20 % oder mehr unter dem Einkommen im zuletzt ausgeübten 
Beruf liege.

17 S. auch MünchKomm.-Dörner, § 172 Rn. 2 und § 172 Rn. 50.
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In § 176 VVG 2008 (Anzuwendende Vorschriften) sind die §§ 150–170 VVG 2008 (Teil 
II, Kapitel 5 – Lebensversicherung) für entsprechend auf die Berufsunfähigkeitsversiche-
rung anwendbar erklärt, soweit die Besonderheiten der Berufsunfähigkeitsversicherung 
nicht entgegen stehen18.

Die allgemeinen Fragen der Rechtsgeschäfts- und Vertragslehre sind mit Hilfe der Vor-
schriften des Allgemeinen Teils sowie der ersten sieben Abschnitte des zweiten Buchs 
(Allgemeines Schuldrecht) des BGB zu beantworten.

Die Versicherungsbedingungen unterliegen den Regelungen der §§ 305 ff. BGB über 
die Gestaltung rechtsgeschäftlicher Schuldverhältnisse durch Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen19.

Nach § 177 Abs. 1 VVG sind die §§ 173–176 VVG entsprechend anwendbar auf Ver-
sicherungsverträge, bei denen der Versicherer für den Fall einer dauerhaften Beein-
trächtigung der Arbeitsfähigkeit eine Leistung verspricht. Dem unterfällt beispielsweise 
-im Neuabschluss- die Erwerbsunfähigkeitsklausel20. Durch § 177 Abs. 2 VVG sind von 
der entsprechenden Anwendung der §§ 172 ff. VVG die Unfall- und die Krankenver-
sicherungsverträge ausgenommen, die ja ebenfalls das Risiko der Beeinträchtigung der 
Arbeitsfähigkeit zum Gegenstand haben.

Die VVG-Reform ist am 01.02.2008 in Kraft getreten und gilt für alle nach diesem Stich-
tag geschlossenen Versicherungsverträge. Vor diesem Datum geschlossene „Altverträ-
ge“ unterlagen auch in der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung bis zum 31.12.2008 
dem alten und unterliegen für die Zeit danach grundsätzlich dem neuen Recht, hiervon 
ausgenommen bereits vor dem Stichtag eingetretene Versicherungsfälle (Art. 1 Abs. 1 
und 2 EGVVG)21.

Durch Ausgespartsein in Art. 4 Abs. 2 EGVVG ist § 173 VVG (Anerkenntnis), nach des-
sen Abs. 2 der Versicherer sein Leistungsanerkenntnis einmalig zeitlich befristen darf, 
auch auf die vor dem 01.01.2008 geschlossenen Berufsunfähigkeitsversicherungen an-
zuwenden, allerdings nur wenn dies für den VN/Versicherten günstiger ist als die zeitlich 
vor dem 01.01.2008 geltende Rechtslage (AVB und BGH-Rechtsprechung)22 und – Art. 1 
Abs. 2 EGVVG – wenn der Versicherungsfall nicht bereits zeitlich vor dem 01.01.2008 
eingetreten ist.

Durch Art. 1 Abs. 3 EGVVG war es auch in der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung 
den Versicherern bis zum 01.01.2009 gestattet gewesen, ihre AVB für Altverträge mit 
Wirkung zu diesem Zeitpunkt an die allgemeinen Bestimmungen des neuen VVG anzu-
passen. Die Änderungen mussten hierfür dem VN unter Kenntlichmachung der Unter-
schiede bis zum 01.12.2008 in Textform (§ 126b BGB) mitgeteilt sein23.

18 S. hierzu BR-Drucks. 707/06 Seite 137; s. auch BGH Urteil v. 05.12.1990 – IV ZR 13/90 – VersR 1991, 289.

19 S. auch MünchKomm.-Dörner, VVG Vor § 172 Rn. 3.

20 Zu ihr und zum Anwendungsbereich von § 177 Abs. 1 VVG s. Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 
Rn. 61–64; MünchKomm.-Dörner, VVG Vor § 172 Rn. 7; Prölss/Martin-Lücke 10 VVG § 172 Rz. 126.

21 Zu Übergangsreglungen für Altverträge s. eingehender Prölss/Martin-Lücke 10 VVG § 172 Rz. 6–8.

22 Prölss/Martin-Armbrüster EGVVG Art. 4 Rn. 10; Versicherungsrechts-Handbuch/Rixecker, § 46 Rn. 3.

23 Zu allem MünchKomm.-Dörner, Vor § 172 Rn. 16 und 17.


